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Diskussionen und Nein zu Smart Meter
Die Steckborner haben einen Kredit für das
intelligenteMesssystem bachab geschickt. 42

Velofachstellewird halbiert
Weinfelden An einer ganztägigen Sitzung arbeitet der ThurgauerGrosse Rat das Budget des Kantons durch.

Grösster Diskussionspunkt ist die Fachstelle Langsamverkehr. Ein Antrag auf Steuerfusserhöhungwird abgelehnt.

Larissa Flammer
larissa.flammer@thurgauerzeitung.ch

«Die Fachstelle ist die Schwach
stelle imBudget», brachte esUrs
Schär (SVP,Langrickenbach) auf
den Punkt. Das Budget des Tief
bauamts sorgte wegen der neu
geplanten Fachstelle Langsam
verkehr für grosse Diskussionen
an der gestrigen Sitzung des
Grossen Rats im Rathaus Wein
felden. Die eine Seite argumen
tierte damit, das Konzept Lang
samverkehr bleibe ohne richtige
Fachstelle ein zahlloser Papier
tiger.Die andereSeite erwiderte,
das Tiefbauamt mit seinen
37 Stellen müsse die zusätzliche
AufgabemitdembisherigenPer
sonal bewältigen können.

Gleich zwei Anträge wurden
gestellt. BeatRüedi (FDP,Kreuz

lingen) wollte das Budget um
50000 Franken kürzen und da
mit nur eine 50-ProzentStelle
für den Langsamverkehr schaf
fen, Urs Schär wollte das Budget
um100000Frankenkürzenund
die zusätzliche Stelle damit ganz
verhindern. Die Kantonsräte
konnten erst entscheiden, über
welchen Antrag sie abstimmen
wollen, und sagten schliesslich
mit63 zu52Stimmen Ja zumAn
trag Rüedi. Die Fachstelle Lang
samverkehr wird also voraus
sichtlichmitweniger Stellenpro
zent als geplant auskommen
müssen.

Steuerfuss bleibt auf
117 Steuerprozent

DerGrosseRatbefürworteteden
Voranschlag fürdas Jahr2018mit
einem Ertragsüberschuss von

über zwei Millionen Franken in
der Erfolgsrechnung und einem
Ausgabenüberschuss von über
53 Millionen Franken in der In
vestitionsrechnung. Der Steuer
fuss wird auf 117 Steuerprozent
belassen. Ein Antrag von Joe
Brägger (GP, Amriswil), der den
Steuerfuss auf 120Steuerprozent
erhöhen wollte, hatte keine
Chance. 93 Kantonsräte stimm
ten für 117 Steuerprozent, nur 24
für eine Steuerfusserhöhung.

DieGrünenwolltenmit einer
Erhöhung den Staatshaushalt
längerfristig aufKurshalten.Der
Kanton lebe von seinen Reser
ven, so ihre Argumentation.
«Ansonstenwirdesunweigerlich
zu einem dritten Sparprojekt
kommen», sagteBrägger.Unter
stützt wurden die Grünen bei
ihrem Antrag durch die SP und

Gewerkschaften. Sowohl SVPals
auch FDP waren klar dagegen.
Finanzdirektor Jakob Stark sagte
zum Antrag: «Die Regierung ist
erfreut, dass die SP und die Grü
nen ihr mehr Geld geben wol
len.»Es sei abernichtnötig,wes
halb er eine Steuerfusserhöhung
nicht empfehle.

Geld für neuen Standort des
Historischen Museums

Thematisiert wurde in der Dis
kussionüberdasBudget auchder
Standort des Historischen Mu
seums. Nina Schläfli (SP, Kreuz
lingen) sprach den imBudget er
wähntenPlatzmangel indenDe
pots an. «Wir haben tatsächlich
eine sehr ungenügende und un
befriedigende Depotsituation»,
sagte Regierungsrätin Monika
Knill. Die Frage sei in Abklärung

und «sehr prioritär». Zurzeit be
steht ein Marschhalt für die Pla
nung des zukünftigen Standorts
desHistorischenMuseums,wes
halb mehrere Kantonsräte dar
über erstaunt waren, im Budget
des Hochbauamts unter dem
PunktPlanungenundProjektvor
bereitungen1,46MillionenFran
ken für dasHistorischeMuseum
im Schloss Frauenfeld und 1,6
MillionenFranken fürdenneuen
Standort zu finden. «Wir fragen
uns nun, ob wir in Arbon weiter
planensollen», sagtePatrickHug
(CVP, Arbon). «Der Marschhalt
gilt», beruhigte Baudirektorin
CarmenHaag.DiebeidenBeträ
ge seien gewissermassen Platz
halter, falls die Planungen 2019
weitergeführt werden können.
«WirwerdendenStandortArbon
nicht vergessen», betonte sie.

Die Kantonsräte beschäftigten sich gestern im RathausWeinfeldenmit einer Menge Zahlen: Traktandiert war das Budget 2018. Bild: Andrea Stalder

Sprachhürde
bleibt stehen

Einbürgerung Es ist offiziell:Der
Thurgau hat die schweizweit
höchste Sprachhürde fürEinbür
gerungen.DerGrosseRatgeneh
migte gestern in der Schlussab
stimmung das Gesetz über das
Kantons und Gemeindebürger
recht, indemvonEinbürgerungs
willigen Deutschkenntnisse auf
demNiveauB2mündlichundB1
schriftlich verlangt werden. Die
ser Entscheid hatte sich abge
zeichnet, da die SVP und FDP
Fraktionen bereits in den ersten
beiden Lesungen eine knappe
Mehrheit hinter sich bringen
konnten. Den Antrag für diese
Verschärfung –derBundverlangt
mündlich das tiefereNiveauB1 –
hatte Pascal Schmid (SVP,Wein
felden) gestellt.

Diskussionen gab es in der
gestrigen Sitzung keine mehr,
die Schlussabstimmungüberdas
Gesetz ergab 65 Ja und 55Nein
Stimmen. Die Gegner der Ver
schärfung versuchten danach
noch, das Gesetz mittels eines
BehördenreferendumsvorsVolk
zu bringen. 20 Kantonsräte
stimmten für diesen Weg – dar
unter auch drei aus der CVP/
EVP-Fraktion. Die verlangten
30 Stimmen kamen aber nicht
zusammen,dasGesetzunterliegt
noch dem fakultativen Referen
dumdes Volkes. (lsf) 33

Pascal Schmid, SVP-Kantonsrat
(Weinfelden). Bild: Reto Martin

Hefenhofen:Mehr Personal
Tierschutz Bei der Diskussion
über das Budget des Veterinär
amts thematisierteGP-Kantons
rätin Marion Theler (Bottig
hofen) den Tierschutzfall in der
GemeindeHefenhofen.DasAmt
habe den Fall nie in denGriff be
kommen, obwohl sie selber die
Behörden bereits vor mehreren
JahrenaufdenBetriebvonUlrich
K. aufmerksam gemacht habe.
«Das lässt zwei Schlüsse zu: Ent
weder liegt es anderUnfähigkeit
der Verantwortlichen oder an
einer Unterbesetzung im Veteri
näramt», sagte sie.

Falls derBericht der externen
Untersuchungskommission zei
ge, dass dasVeterinäramtFehler
gemacht habe, erwartet Marion
Theler vom Kanton, dass er im

Budget 2019 das Personal des
Veterinäramts nach oben an
passt. «DieTierschutzkontrollen
müssen imgesetzlichenRahmen
durchgeführt werden können»,
betonte sie. Dieses Thema wur
de auch in der Subkommission

diskutiert, wie GFK-Präsident
WalterMarty (SVP,Altishausen)
sagte.

«Ich kann ihnen versichern,
dass die Tierschutzkontrollen
korrekt stattfinden», erwiderte
der zuständige Regierungsrat
Walter Schönholzer. Nur seien
diese schwierig umzusetzen,
wenn man es mit querulatori
schen Tierhaltern zu tun habe.
«Der Fall Hefenhofen hat ge
zeigt: Wenn sich die Behörde an
die Regeln hält und es gleichzei
tig mit einem querulatorischen
Tierhalter zu tun hat, kommt sie
immer zu spät», so der Regie
rungsrat. Der Bericht der Unter
suchungskommissionwerdeauf
zeigen, obund falls ja,woMängel
bestehen. (lsf)

Walter Schönholzer, Regierungs-
rat, Chef DIV. Bild: Andrea Stalder

Wodie Thurgauer Jäger
das Schiessen üben sollen

Standort Laut Jagdgesetz sindab
1. Januar 2018 alle Jäger ver
pflichtet, die Treffsicherheit mit
ihren Waffen unter Beweis zu
stellen. Das können sie im Kan
ton Thurgau zurzeit nur in der
Jagdschiessanlage inWeinfelden.
Weil diese aber im Hochwasser
profilderThur liegt undnichtmit
dem geplanten Thurrichtprojekt
zu vereinbaren ist, muss sie bis
2020aufgehobenwerden.«Und
was nun?», fragt deshalb SVP
Kantonsrat Paul Koch (Ober
neunforn) in einem parlamenta
rischenVorstoss.

Schon vor einigen Jahren
seien für mehrere zehntausend
FrankenverschiedeneStandorte
im Kanton für einen speziellen
Jagdschiessstand geprüft wor

den, schreibt Koch in seiner Ein
fachen Anfrage weiter. Der SVP
Kantonsrat will wissen, ob diese
Ergebnisse nun unerledigt in
einer Schublade lägen,«oderhat
derKantoneinenneuenStandort
für den Thurgauer Jagdschiess
stand gefunden, damit die Jäger
im eigenen Kanton den sicheren
Umgang mit Jagdwaffen üben
und ihrengesetzlichvorgeschrie
benen Treffnachweis schiessen
können?».Ein spezieller Schiess
stand für Jäger ist deshalb nötig,
weil dort auch auf bewegliche
Ziele geschossenwerden kann.

SchliesslichwillKochwissen,
wasgeschieht,wennder Stand in
Weinfeldenaufgehobenwirdund
nochkeinneuerStandort zurVer
fügung steht. (ck)

Journal
ÄnderungdesGesetzes
überdie Familienzulagen

Der Grosse Rat stimmte der Ge
setzesänderung über die Fami
lienzulagen inderSchlussabstim
mung mit 118 Ja und 1 Nein
Stimme zu. Damit wird der
Maximalbeitrag von Nicht
erwerbstätigen von heute 20 auf
höchstens 50 Prozent der AHV
Jahresbeiträge erhöht. (lsf)

Gsaat isch gsaat

«Das scheint ein Arbon-Pro-
blem zu sein.»
WalterMarty (SVP, Altishausen)
hat zum Historischen Museum
nichts zu sagen.

«MankanndemPferd,dasden
kantonalen Finanzhaushalt
zieht, nicht immer weniger zu
Essen geben.»
Joe Brägger (GP, Amriswil) will
den Steuerfuss erhöhen.

«Da hat die Sachlichkeit den
Hunger überwogen.»
GrossratspräsidentinHeidiGrau
kommentiert ein längeresVotum
von Regierungsrat Jakob Stark
nach 12Uhr.


